
Preußens Weg in die politische Moderne. Verfassung - Verwaltung - politische Kultur zwischen
Reform und Reformblockade.

Preußens Weg in die politische Moderne.
Verfassung - Verwaltung - politische
Kultur zwischen Reform und
Reformblockade.

Veranstalter: Berlin-Brandenburgische Aka-
demie der Wissenschaften (BBAW)
Datum, Ort: 30.11.2000-02.12.2000, Trebbin
(OT Blankensee)
Bericht von: Hartwin Spenkuch, Akademie-
vorhaben Preußen als Kulturstaat, Berlin-
Brandenburgische Akademie der Wissen-
schaften

Als Kontrapunkt zum Medienereignis 300
Jahre preussische Koenigskroenung 1701 er-
innerte vom 30. November bis 2. Dezember
2000 ein Kolloquium an das - sonst offenbar
unbeachtet gebliebene - 150-jaehrige Jubila-
eum der preussischen Verfassungs-Urkunde
vom 31. Januar 1850. Die Veranstaltung
des an der Berlin-Brandenburgischen Aka-
demie der Wissenschaften (BBAW) angesie-
delten Vorhabens zur Edition der Protokol-
le des Preussischen Staatsministeriums (1817-
1934/38) fand in der Tagungsstaette der
BBAW, dem frueher von dem Schriftstel-
ler Hermann Sudermann bewohnten Schloss
Blankensee (bei Trebbin) statt, und wand-
te sich der Entwicklung Preussens zum
Verfassungs- und Rechtsstaat zwischen Re-
staurationszeit und der Weimarer Republik
zu. Zum Auftakt hielt der international re-
nommierte Historiker Rudolf von Thadden
(Goettingen) im Schlosstheater des Neuen
Palais (Potsdam) den Festvortrag „Kirchen
und Politik in Preussen: Die Krise des Jah-
res 1933“. Vortrag wie die anschliessende Dis-
kussion (Leitung: Juergen Kocka/FU Berlin)
machten deutlich, dass Hitlers Politik auch
von der Spaltung der beiden grossen Kon-
fessionskirchen profitieren und somit ein ge-
meinsamer Widerstand von Protestanten und
Katholiken weithin verhindert werden konn-
te.

Beim zweitaegigen Kolloquium in Schloss
Blankensee diskutierten juengere Historiker,
Juristen und Politologen aus Polen, Oester-
reich, den USA und der Bundesrepublik ue-
ber den Weg des preussischen Staates von der
altstaendischen hin zur modernen buergerli-
chen Gesellschaft und ueber dabei wirkende

Reformpotentiale und Reformblockaden.
Sektion 1 zur Restauration und zum Vor-

maerz (1815-48), moderiert von David E. Bar-
clay (Kalamazoo College), pruefte in fuenf
Beitraegen vor allem die Validitaet der The-
sen Kosellecks ueber die Interaktion von Ver-
waltung und gesellschaftlichem Verfassungs-
streben. Ins Blickfeld rueckte dabei zunaechst
die damals als Zentrum des Liberalismus
bekannte Provinz (Ost-)Preussen. So wurde
durch Ursula Fuhrich-Grubert (FU Berlin)
der langjaehrige Oberpraesident Theodor von
Schoen auf die ihm zugeschriebenen Katego-
rien als Reformer und Liberaler untersucht
und diese mit exemplarischen Bereichen sei-
ner Verwaltungspraxis in Beziehung gesetzt.
Der von ihm wiederholt praktizierte admi-
nistrative Ungehorsam gegenueber der Ber-
liner Zentrale wird dabei zu schnell mit Re-
formpolitik und Liberalitaet gleichgesetzt; ein
Mythos, den Schoen bereits waehrend seiner
Amtszeit selbst stilisiert hatte.

Den Zusammenhang von wirtschaftlichem
Liberalismus und Verfassungsstreben sowie
bislang unbeachtete Verfassungsmodelle ost-
und westpreussischer Beamter stellte Magda-
lena Niedzielska (Univ. Torun) zur Eroerte-
rung. Zudem zeigte sie interessante Analo-
gien zwischen dem traditionellen polnischen
Wahlkoenigtum und dem preussischen Hul-
digungslandtag von 1840 auf, wobei aber ein
direkter Einfluss der polnischen Konstitution
von 1815 auf die politische Diskussion in Ost-
preussen nicht erkennbar ist.

Die diskontinuierliche Entwicklung Preus-
sens zum Rechtsstaat zwischen 1828 und
1847 verdeutlichte Christina Rathgeber
(BBAW) anhand der Auseinandersetzungen
zwischen Verwaltungs- und Justizbehoerden
ueber Kompetenzkonflikte. Rechtswegestaat
wie Autoritaet des Justizministers wurden
beschaedigt, die konservativ-restaurative
Fraktion innerhalb des Staatsministeriums
erstarkte. Im Publikum blieb der Suprematie-
Anspruch der Exekutive wie das behauptete
Majestaetsrecht als juristische Rechtfertigung
aber nicht mehr unstrittig.

Zur internen Verfassungsdiskussion in den
vierziger Jahren formulierte Baerbel Holtz
(BBAW) eine modifizierte Standortbestim-
mung der Regierung. Diese ergibt sich vor-
rangig aus neuen Quellenfunden, v. a. der
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durchgaengigen Auswertung von ueber hun-
dert Sitzungsprotokollen des Staatsministeri-
ums mit der Immediat-Staende-Kommission
sowie von bislang unbekannten konzeptio-
nellen Entwuerfen des Innenministers Arnim-
Boitzenburg. Demnach war das Staatsminis-
terium bestaendig zur Beratung des Mon-
archen in der Verfassungsfrage aufgefordert,
brachte es neue Kommunikationsformen in
seinen Reihen wie gegenueber dem Koenig
hervor und wurde von diesem auch vielfach
um Aeusserung zu anderen Bereichen der
Verwaltung und Gesetzgebung ersucht. An-
gesichts all dieser bisher nicht gelaeufigen
Faktoren ist die gaengige Auffassung ueber
den vormaerzlichen Regierungsstil Friedrich
Wilhelms IV. in Frage zu stellen.

Die zeitgleich dazu in Preussen gefuehrten
Kontroversen ueber die Kirchenverfassung,
so wurde von Martin Friedrich (Univ. Bo-
chum) herausgearbeitet, liessen eine brisan-
te Parallelitaet zur politischen Verfassungs-
frage sowie das Modernisierungspotential in
Kirchen- wie in Regierungskreisen zutage tre-
ten, waehrend in der kirchlichen Verwal-
tungspraxis keine Ansaetze zur Selbstsorga-
nisation realisiert wurden. Epochenuebergrei-
fend scheint die These vom 19. Jahrhundert
als einem „zweiten konfessionellen Zeitalter“
nicht stimmig, vielmehr sollte vom Zeital-
ter einer „neuen Kirchwerdung“ gesprochen
werden.

Sektion 2 widmete sich unter der Moderati-
on von Bernd Soesemann (FU Berlin) mit vier
Beitraegen innenpolitischen Weichenstellun-
gen zur Reichsgruendungszeit (1850-1880).
Dabei wurde die Bedeutung der Neuen Ae-
ra Preussens (1858-62) in zweifacher Hin-
sicht beleuchtet: Einerseits, so Rainer Pae-
tau (BBAW), scheiterte das (verfassungs-)
politische Projekt des altliberalen Staatsmi-
nisteriums, die zahlreichen materiell offe-
nen Artikel der konstitutionellen Verfassung
mit liberalen Reformgesetzen auszubauen im
- schon vor dem eskalierenden Heereskon-
flikt - polarisierten Dreieck Koenig- Landtag-
Oeffentlichkeit. Problemakkumulation hatte
die Regierung auch ueberfordert.

Parallel zum verfassungspolitischen Schei-
tern brachte die Neue Aera nach Ansicht des
amerikanischen Historikers James M. Brophy
(Univ. of Delaware) aber doch eine weiterwir-

kende Praegung. Denn die reiche Bourgeoisie,
zumal die rheinisch-westliche, akzeptierte da-
mals sukzessive den monarchisch- buerokra-
tischen Staat, weil ihren oekonomischen Inter-
essen mit Reformschritten im Wirtschaftsbe-
reich Rechnung getragen wurde. So schien ei-
ne grundsaetzliche liberale Opposition selbst
zur 1862 eingesetzten konservativen Regie-
rung Bismarck unnoetig; Staat und Buerokra-
tie wurden im Wirtschaftsbuergertum als be-
einflussbares Gegenueber, nicht als repressive
Gegner begriffen.

Die Modernisierung Preussen-
Deutschlands ab 1867 wurde nach Meinung
von Volker Stalmann (Berlin) von den Frei-
konservativen, einer Abspaltung vom des-
orientierten Altkonservatismus mitgetragen.
Diese adelig-buergerliche Honoratiorenpartei
wirkte als Scharnier zwischen der Regierung
Bismarck und den Liberalen und orientierte
sich an Realpolitik, konstitutioneller Ver-
fassung sowie an der Nation als hoechstem
Wert. Die drei Werte mutierten aber im Zuge
von Bismarcks konservativem Schwenk ab
1876/78 gutenteils zu Status quo Denken
und nationalistisch aufgeladenem Kampf
gegen Sozialdemokratie und (polnische)
Minderheiten.

In den 1870er Jahren, so Patrick Wag-
ner (Univ. Freiburg) aufgrund einer
Laengsschnitt-Studie aus lokal-regionaler
Perspektive, wurden auch die keineswegs
statischen Herrschaftsverhaeltnisse auf
dem Lande Ostelbiens modernisiert. Die
laendliche Elite wurde verbreitert und neu
definiert, allerdings unter Oberaufsicht der
Buerokratie. Der effektivere Staatsapparat
vor Ort, zumal der als Patron seines Kreises
zu begreifende Landrat, sollte bald aber auch
konservative Landtagsmehrheiten gewinnen
helfen.

Sektion 3, moderiert von Wolfgang Neuge-
bauer (Univ. Wuerzburg), behandelte Struk-
turprobleme Preussens im Zeitalter des po-
litischen Massenmarktes (1880- 1925). Ei-
nen auch im internationalen Vergleich gros-
sen Erfolg bildete Andreas Thier (Univ. Mu-
enchen) zufolge die Finanzreform Miquels
1891/93. Denn sie bewirkte neben Staats-
einnahmenvermehrung sogar positive ver-
teilungspolitische Effekte fuer Unterschich-
ten. Das in dieser Frage erfolgreiche Zusam-
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menwirken von Staatsministerium und den
Abgeordnetenhaus- Parteien kann als Indiz
fuer die Handlungsfaehigkeit im „bewegli-
chen System“ Konstitutionalismus interpre-
tiert werden.

Wenig Modernisierungsfaehigkeit konsta-
tierte hingegen Hartwin Spenkuch (BBAW)
in einem anderen Teilbereich, der 1909-13
wie 1917/18 praktisch ergebnislosen Ver-
waltungsreform. Zwar wandten sich fu-
ehrende (liberal- freikonservative) Politiker
und Repraesentanten gerade von (kreis-
angehoerigen) Staedten gegen ministeriell-
buerokratische Reglementierung. Der Ver-
such, staatliche Kompetenzen zu kommu-
nalisieren und buerokratische Eingriffsrechte
zu begrenzen, scheiterte aber an der Traditi-
on des „starken Staates“, dem Ressortegois-
mus der Ministerien und polarisierten (par-
tei-)politischen Fronten. Aehnliche Fronten,
so machte Markus Llanque (HU Berlin) deut-
lich, tauchten in der Debatte zur (innen-)po-
litischen Neuorientierung 1914/18 auf. Wis-
senschaftler wie F. Meinecke oder H. Delbru-
eck u. a. stellten den reformerischen Gehalt
der preussischen Reformen ab 1807 heraus,
um im anti- westlich aufgeladenen Meinungs-
kampf ein quasi endogenes Vorbild fuer Ver-
aenderungen in Richtung civil society zu ge-
winnen. Sie unterlagen im Weltanschauungs-
krieg aber den konservativen Apologeten des
verfestigten Mythos’ Preussen.

Im konfliktreichen Uebergang zur Weima-
rer Republik zeigten nach Meinung von Rein-
hold Zilch (BBAW) fuehrende Beamte doch
Anpassungs- und Lernfaehigkeit. Denn Um-
risse der republikanischen Wirtschafts- und
Sozial-Verfassung werden schon in kriegszeit-
lichen Debatten der buerokratischen Spitzen
erkennbar. Beamte wie Robert Schulze wa-
ren mit diesen Inhalten vertraut und beteilig-
ten sich loyal an der Ausarbeitung der Wei-
marer Verfassung 1918/19. Ungeloest liess in-
dessen selbst die Weimarer Verfassung nach
Ansicht von Ludwig Richter (Univ. Koeln)
das lange prekaere Verhaeltnis von Reich
und Preussen, da speziell die sueddeutschen
Laender dem Einheitsstaat widerstrebten, in
dem sie - wie Preussen - nach der Konzep-
tion von Hugo Preuss haetten aufgehen sol-
len. Friktionen waren vorprogrammiert, aber
erst die unterschiedlichen Koalitionen ab 1921

(Buergerblock im Reich, Koalition unter SPD-
Fuehrung in Preussen) gaben dem aelteren
Staaten-Foederalismus eine zwar demokra-
tisch legitimierte, aber problematische Wen-
de, gekennzeichnet durch parteipolitisch in-
strumentalisierte Machtkaempfe.

Ingesamt liess das Kolloquium die Am-
bivalenzen der politischen Modernisierung
in Preussen zwischen Vormaerz und Weima-
rer Republik erkennen. Die Entwicklung war
nicht linear und die Frage nach Reformpo-
tential und Reformblockade ist auf einzelnen
Problemfeldern und zu verschiedenen Zei-
ten (mindestens) unterschiedlich zu akzentu-
ieren, was das eher positive oder eher nega-
tive Gesamturteil heutiger Historiker wesent-
lich mitbestimmt.

Die Bedeutung der Quelle Staatsministe-
rialprotokolle und der Wert der unter dem
Titel „Acta Borussica. Neue Folge“ erschei-
nenden, zwoelfbaendigen Edition (vgl. da-
zu bereits die Rezension von R. Schiller auf
H-Soz-U-Kult am 2.7.2000) fuer die weite-
re Preussenforschung wurden mehrfach an-
erkannt. Im Laufe der Diskussionen des Kol-
loquiums wurde aber auch hervorgehoben,
dass die Quellenart staatliche Akten vor al-
lem den Blick „von oben“ bietet, so dass mo-
derne gesellschaftliche Entwicklungen Preus-
sens wohl erst durch Einbeziehung ande-
rer Quellen und Blickwinkel zureichend zu
analysieren sind. Ungeachtet der aktuellen
kulturalistischen Fragestellungen in der Ge-
schichtswissenschaft bleiben unter dem As-
pekt Staatsapparat und Gesellschaft sowohl
die Sozial- und Mentalitaetsgeschichte der
Beamtenschaft Preussens wie Arbeiten zur
regionalen Verwaltung einschliesslich deren
Verhaeltnis zu den Staenden bzw. den Regier-
ten weiterhin untersuchenswert. Preussenfor-
schung hat vielleicht nicht gerade Konjunk-
tur, aber Potential.

Die Beitraege des Kolloquiums werden in
einem Tagungsband beim Akademie Verlag
publiziert.
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